
Fur das Nachschlagewerk * Ja 
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Für die amtliche Sammlung 1 Nein
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Gesetz BGB § 414-, HAG § 25, LohnsteuerdurchfuhrungsVerordnung 
(IßtDV) § 35 b, Lohnsteuernchtlinien Abschnitt 52 c 
Abs 2

Leitsätze

1 Aus der öffentlich-rechtlichen Übernahme der Steuex- 
schuld des Arbeitnehmers durch den Arbeitgeber ge­
genüber dem Finanzamt folgt noch nicht automatisch 
und gwmgend, daß damit auch im lnnenverhaltms, 
d h. im Verhältnis zwischen Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber der für Lohn- und Kirchensteuer aufzu­
wendende Betrag vom Arbeitgeber zu zahlen ist

2 Bei einer Nettolohnvereinbarung ist die Lohnsteuer 
(und Kirchensteuer) dem Arbeitslohn hinzuzurechnen 
Bei der Pauschbesteuerung hingegen bleibt der Lohn­
steuerbetrag bei der für die Steuer maßgebenden 
Einkommensberechnung des Arbeitnehmers außer Be brachl.

Aktenzeichen 4 AZR 356/69
Urteil des BAG vom 9« Dezember 1970 LAG Hamburg
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Ü.J-ZR &§/§$
1 Sa 115/68 Hamburg

Urteilstenor 
zugestellt am 
11 Dezember 1970
gez Mißler, 
Angestellter 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß § 128 
Abs«, 2 ZPO m  der Sitzung vom 9« Dezember 1970 durch den 
Senatsprasidenten Dr. Poelmann, die Bundesrichter Dr, Pecher 
und Dr Heumann sowie die Bundesarbeitsrichter Dr Richter 
und Radke für Recht erkannt

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des 
liandesarbeitsgerxchts Hamburg vom 20. Juni 1969 
- 1 Sa 115/68 - m  der Kostenentscheidung und insoweit 
aufgehoben, als die Beklagte verurteilt worden ist, 
an die Heimarbeiterin Frau Ursula Schulze 
r*1,69 DM zu zahlen
Insoweit wird die Sache zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung an das Berufungsgericht zuruckver- 
i\iesen»

V o n  R e c h t s  w e g e n 1
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Tatbestand
Die Klägerin macht nach § 25 Heimarbeitsgesetz einen An­

spruch auf Zahlung von Heimarbeitsentgelt an die Begünstigte 
Heimarbeiterin TJ S , H , H
geltend, die in der Zeit von Hai bis Oktober 1966 für die Be­
klagte, einen Adreß-Verlag, 45 055 Adressen schrieb,, Die Be­
klagte zahlte hierfür an die Begünstigte Heimarbeiterin S 
675,55 DH und behielt 65,45 DM sowie 8,24 DM, insgesamt also
71.69 Dß als Lohn- und Kirchensteuer ein. Diesen Betrag hatte
die Beklagte an das Finanzamt Bad S abgefuhrt, das der
Beklagten die Lohnsteuererhebung nach dem vereinfachten Pausch­
steuerverfahren nach § 55 b LStDV in Verbindung mit Abschnitt 
52 c Abs 2 der Lohnsteuemchtlmien gestattet hatte, nachdem 
sich die Beklagte m  einem Schreiben an das Finanzamt Bad
S verpflichtet hatte, die Lohn- und Kirchensteuer zu
übernehmen

In den Vorinstanzen lat die Klägerin neben den jetzt noch 
im Streit befindlichen, von der Beklagten vom Lohn abgezogenen
71.69 DH für Lohn- und Kirchensteuer einen weiteren Betrag 
für zusätzliche Arbeitsleistungen geltend gemacht Sie hat die 
Auffassung vertreten, wegen der Anwendung des vereinfachten 
Pauschsteuerverfahrens dürfe die Beklagte die Steuerbetrage
vpm Entgelt der Begünstigten Heimarbeiterin S nicht einbe-
halten, da die Beklagte St euerSchuldnerin geworden sei Ein­
schließlich des Anspruchs auf Zahlung von Heimarbeitsentgelt 
hat die Klägerin beantragt, die Beklagte zu verurteilen, an die 
Heimarbeiterin U S 170,59 DH zu zahlen»

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt. Sie vertritt 
die Auffassung, die dem Finanzamt Bad S gegenüber ei-
klarte Steuerubernahme stehe dem J>zug der Steuerbetrage /on 
Heimarbeitsentgelt nicht entgegen, da die m  den bindenden 
FastSetzungen vom 15 Uovember 1965 festgelegten Betrage Brutto- 
besuge seien und als solche Hindestentgelte darstellten

Das Arbeitsgericht hat der Klage in Hohe von 165,52 DM 
stattgegeben lind im übrigen die Klage abgewiesen. Die hier­
gegen gerxentete Berufung der Beklagten nat das Landesarbeits-
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gericht mit der Maßgabe zuruckgewiesen, daß die Beklagte 
verurteilt wird, an die Heimarbeiterin S 163,32 DMP *
netto zu zahlen

Mit der zugelassenen Revision beantragt die Beklagte, 
die Klage insoweit abzuweisen, als oie zur Zahlung von 71,69 DM 
verurteilt worden ist. Die Klägerin bittet um Zuruckweisung 
der Revision

Ent seheidung sgrun&e
Der Revision war stattzugeben
Zu dem in der Revisionsinstanz allem noch im Streit 

befindlichen Betrag von 71)69 DM an embehaltener Lohn- und 
Kirchensteuer hat das Landesarbeitsgericht zunächst ausgefuhrt, 
daß zwischen den Parteien keine sog Nettolohnvereinbarung 
getroffen worden sei, d h daß die Beklagte sich im Verhält­
nis zur Heimarbeiterin S nicht verpflichtet habe, die
Lohn- und Kirchensteuer, die letztere öffentlich-rechtlich 
grundsätzlich zu tragen hat, zusätzlich zum geschuldeten 
Entgelt zu übernehmen. Gegen diese Auslegung einer mdividual- 
lechtlichen Vereinbarung sind m  der Revisionsinstanz prozes­
suale Angriffe nicht erhoben worden Die Auslegung laßt auch 
Rechtsverstoße nicht erkennen. Insbesondere verstoßt sie 
weder gegen Denkgesetze und Erfahrungs atze, noch ist er­
sichtlich, daß das Landesarbeitsgericht wesentliche Umstande 
bei der Beurteilung und Bei/ertung der Abmachung zwischen der 
Beklagten und der Heimarbeiterin S über das geschuldete
Entgelt ubersehen hat Damit steht für die Hevisionsmstanz 
bindend fest, daß die Beklagte die von der Heimarbeiterin S 
an sich zu tragenden Steuern dieser gegenüber nicht in der 
Weise übernommen hat, daß sich das Bruttoeinkommen der Heim- 
aibeiterxn S um die Lohn- und Kirchensteuerbetrage er­
höhte, wie das bei sog. Nettolohnvereinbarungen der Pall ist

Wenn das Landesarbeitsgericht dann allerdings aus der 
Übernahme der Steuerschuld für die lohn- und Kirchensteuer 
durch die Beklagte gegenüber dem Emanzsmt Bad S 
zur Ermöglichung des Pauschsteuerverfahrens nach § 35 o LStDV
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ohne weiteres die Verpflichtung der Beklagten zur 
Tragung der Lohn- und Kirchensteuer auch gegenüber der Heim­
arbeiterin S entnimmt, kann dem nicht gefolgt werden.
Das Landesarbeitsgericht verkennt dabei, daß das öffentlich- 
rechtliche Steuerschuldverhaltms zwischen der Heimarbeiterin 
S als ursprünglicher SteuerSchuldnerin, der Beklagten
als mithaftender und spaterer Schuldnerin kr-1 ft Übernahme 
(§ 414 BGB analog) und dem Staat (Finanzamt Bad S )
als Steuerglaubiger auf der einen Seite von dempL lvatrecht- 
liehen Arbeitsverhaltms zwischen der Heimarbeiterin S 
und der Beklagten auf der anderen Seite scharf zu unterschei­
den ist (vgl. auch BAG 7i 1 = AP Nr 7 zu § 670 BGB) Aus 
dieser Unterscheidung folgt, daß die Übernahme der Steuer­
schuld durch die Beklagte gegenüber dem Finanzamt Bad S 
lediglich steuerrechtliehe Folgen m  Bezug auf die öffent­
lich-! eentliehen Beziehungen der Beteiligten hat. Die Beklagte 
hat gegenüber dem Finanzamt Bad S die Steuerschuld
der Heimarbeiterin S zur Durchführung des Pauschsteuer-
ver.i.ahrens m  der Veise übernommen, daß öffentlich-rechtlich 
nunmehr die Beklagte gegenüber dem Finanzamt Bad S 
allem SteuerSchuldnerin wurde und die Heimarbeiterin S 
von ihrer öffentlich-rechtlichen Steuerschuld befreit wurde. 
Das hat zur Folge, daß wie auch das Landesarbeitsgericht zu- 
tieffend ausfuhrt, das Finanzamt Bad S sich nunmehr
hinsichtlich der Steuerschuld allein nur noch an die Beklagte 
halten kann und die Heimarbeiterin S von ihrer Steuer­
schuld befreit worden ist. Das Finanzamt Bad S kann
deshalb hinsichtlich der Steuerschuld nicht mehr an die Heim- 
sbeitenn S herantreten uch evtl Berichtigungen und
Liganzungen der Steuer sind nicht mehr mit der Heimarbeiterin 
S , sondern allein mit der Beklagten als nunmenr^ger
Steuerachuldnenn abzurechnen

Diese öffentlich-rechtliche Übernahme der Steuersenuld 
seitens der Beklagten mit der Folge der Befreiung der Heim- 
aibcitenn S von der Steuerschuld gegenüber aem Finanz­
amt besagt aber noch nichts darüber, welcne Vereinbarungen
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zwischen der Heimarbeiterin S und der Beklagten im Innen-
verhaltms getroffen worden sind, Entgegen der Auffassung des 
Landesarbeitsgerichts folgt aus der öffentlich-rechtlichen 
Übernahme der Steuerschuld durch die Beklagte noch nicht auto­
matisch und zwingend, daß damit auch im Innenverha 1 tnis, d„ h 
im privat-rechtlichen Heimarbeitsverhaltnis zwischen der Heim­
arbeiterin S und der Beklagten, der für die Lohn- und
Kirchensteuer aufz u \ endende Betrag von der Beklagten zu zahlen 
ist Ebenso wie nach § 4-14 BGB zwar durch Vertrag zwischen dem 
Gläubiger und einem Schuldubernehmer der Schuldner ohne weiteres 
von der Verpflichtung gegenüber seinem Gläubiger befreit werden 
kann, damit aber noch nichts darüber gesagt ist, welche Ver­
pflichtungen zwischen dem Schuldner und dem Schuldubernehmer 
im Innenvernaltms bestehen, was also der Grund für die Schuld- 
ubernabme ist, muß auch hier festgestellt werden, wer im Innen- 
verhaltnis den Betrag zu tragen hat, der für Lohn- und Kirchen­
steuer aufzuwenden ist Dazu hat das Landesarbeitsgericht noch 
keine Feststellungen getroffen Insbesondere ergibt sich aus den 
Ausfuhrungen des Landesarbeitsgerichts darüber, daß keine sog. 
Nettolohnvereinbarung zwischen der Heimarbeiterin S 
und aer Beklagten getroffen worden ist, noch nichts darüber, 
wer na Innenverhalt m s  die Aufwendungen für die Pausch.be Steue­
rung zu tragen hat Die Nettolohnvereinbarung ist namlxcn von 
den bei der pauschbeSteuerung zu zahlenden Betragen zu unter­
scheiden. Wahrend bei der Nettolohnverembarung die Lohnsteuer 
dem Arbeitslohn hinzuzurechnen ist und Einkommen de8 Arbeit­
nehmers darstellt, bleibt bei der PauschbeSteuerung der Lohn­
st euerbe trag bei der für die Steuer maßgebenden Emkommensbe- 
lechrurs des Arbeitnehmers außer Betracht«, Dabei kann der Ar­
beitgeber im InneVerhältnis auch verpflichtet sein, die Lohn- 
und Kirchensteuer, die sicn aus dem Pauschbesteuerungsvexfahren 
ergibt, zu tragen Dann erhöht sich um diesen Betrag aoer nicht 
etwa aas Einkommen des Arbeitnehmers, sondern wird nur im Er­
gebnis der Bruttolohnbetrag als Nettolohnbetrag ausgezahlt. Das 
wird besonders aeutlich bei der PauschbeSteuerung eines Betriebs­
ausfluges, wo der Wert des Betriebsausfluges an sich zum Ein­
kommen aes Arbeitnenrrprs 2ahlt und von diesem zu versteuern
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wäre Durch die Übernahme der PauschbeSteuerung durch den 
Arbeitgeber wird der Arbeitnehmer von der Steuer frei und 
braucht auch nicht sich den vom Arbeitgeber gezahlten 
Steueroetrag als zusätzliches Einkommen anrechnen zu lassen, 
^eil m  der Regel davon auszugehen ist, daß sich der Aibeit- 
gebcr gegenüber seinen Arbeitnehmern mindestens stillschweigend 
verpflichtet hat, den Steuerbetrag auch im Innenverhaltnis 
zu tragen Ob aber eine solche den Arbeitgeber verpflichtende 
Vereinbarung auch m  anderen Pallen wie gerade auch dem vor­
liegenden als geschlossen anzusehen ist, muß jeweils besonders 
geprüft werden Da grundsätzlich die vereinbarten Lohne ohne 
andere Vereinbarung Bruttolöhne sind, muß sich anderweit 
ergeben, daß sich der Arbeitgeber auch gegenüber dem Arbeit­
nehmer verpflichtet hat, den für die PauschbeSteuerung auf- 
zui endenden Betrag zu tragen Eine solche Verpflichtung konnte 
sich im vorliegenden Pall aus den Vereinbaiungen zwisenen den 
Parteien beim Vertragsabschluß ergeben. Sie kann aber auch 
aus einer Betriebs- oder Branchenublichkeit folgen. Aus der 
Übernehme der Lohn- und Kirchensteuer gegenüber dem Finanzamt 
konnten allenfalls mittelbar im Zusammenhang mit anderen Um­
standen Rückschlüsse auf eine entsprechende Vereinbarung 
ziicchen der Beklagten und der Heimarbeiterin gezogen werden, 
zwingend ist ein solcher Schluß aber nicht,weil eine Pauschbe- 
Steuerung in gewissen Pallen auch ohne Übernahme der Steuer­
schuld zugelassen werden kann und die prrvatreent1lenen Be- 
zioiungen im Innenverhaltnis nicht der offentlich-recntlicnen 
Rechtslage entsprechen müssen. Das Landesarbeitsgericnt wird 
deshalb die noch erfoiderlichen Feststellungen zu treffen 
haben Dabei hat das Landesarbej-tsgencht aucn uDer die 
kosten der Revision mitzubefinden
gez Dr Poelmann Dr Pecher Dr Reumann

Olaf Radke Dr. Richter
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